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Zu § 3 der Verordnung:
§ 5

Instandsetzung bestehender Abwasserreinigungsanlagen
(1) Betriebe, deren vorhandene Abwasserreinigungs­

anlagen infolge unzureichender Unterhaltung oder aus 
sonstigen Gründen nicht oder nur teilweise betrieben 
werden, haben der zuständigen Staatlichen Bauaufsicht 
der Wasserwirtschaft bis zum 31. Mai 1957 den Instand­
setzungstermin für die Reinigungsanlagen zu melden.

(2) Die §§ 3 und 4 sind für Instandsetzungen entspre­
chend anzu wenden.

(3) Die Instandsetzung von Abwasserreinigungs­
anlagen hat nach dem neuesten Stand der bei den An­
lagen angewandten Technologie zu erfolgen.

Zu § 4 Abs. 1 der Verordnung:

§ 6
Aufgaben des Wasserbeauftragten

(1) Der Wasserbeauftragte hat insbesondere:
a) den zuständigen VEB Wasserwirtschaft zu unter­

richten, wenn dem Betrieb bisher keine Erlaubnis 
bzw. Genehmigung zur Wasserentnahme oder Ab­
wassereinleitung erteilt wurde;

b) auf Grund der erteilten Auflagen Bedienungsvor­
schriften für die vorhandenen wasserwirtschaft­
lichen Anlagen im Betrieb auszuarbeiten und die 
ordnungsgemäße Instandhaltung und Bedienung 
der Anlagen auch auf sparsame Wasserverwen­
dung hin zu kontrollieren;

c) im Bereich der Entnahme- und Einleitungsstellen 
die Durchführung der nach den Auflagen der 
Wasserwirtschaft erforderlichen Wassermengen­
messungen und Wassergütekontrollen zu über­
wachen;

d) bei Bau und Instandsetzung von Abwasser­
reinigungsanlagen die Verwendung der Mittel und 
Einhaltung der Termine zu überwachen;

e) gegen Unregelmäßigkeiten bei der Wassernutzung, 
durch die andere Wassernutzer geschädigt werden 
können, einzuschreiten und den zuständigen VEB 
Wasserwirtschaft und den gefährdeten Wasser­
nutzer unverzüglich von den Unregelmäßigkeiten 
und den eingeleiteten Maßnahmen zu unterrichten.

(2) Durch die Benennung eines Wasserbeauftragten 
wird die Verantwortung des Betriebsleiters nicht 
berührt.

Zu § 4 Abs. 2 der Verordnung:

§ 7
Beauftragter des Amtes für Wasserwirtschaft

Die Beauftragten weisen sich durch einen vom Amt 
für Wasserwirtschaft ausgestellten Ausweis aus. Sie 
sind berechtigt, die betrieblichen Anlagen für die 
Wasserentnahme, Abwasserreinigung und Abwasser­
einleitung zu überprüfen, die zu diesen Anlagen vor­
handenen Unterlagen und Zeichnungen einzusehen und 
nach Abstimmung mit dem zuständigen Planträger die 
Anlagen für die Wassernutzung und die Abwasser­
anfallstellen zu kontrollieren. Die Kontrollen auf dem 
Betriebsgelände sind in Begleitung des Wasserbeauf­
tragten oder eines anderen Betriebsangehörigen vorzu­
nehmen.

Zu § 4 Abs. 3 der Verordnung:
§ 8

Vereinbarungen über Entnahme, Nutzung und 
Reinigung des Wassers

(1) In den Vereinbarungen sind festzulegen:
a) die höchstzulässige Wasserentnahme in einem be­

stimmten Zeitabschnitt unter Berücksichtigung der 
Wasserführung,

b) Auflagen für die innerbetriebliche Wassernutzung 
und deren Kontrolle durch den Wassernutzer,

c) die höchstzulässige Abwassereinleitung in einem 
bestimmten Zeitabschnitt unter Berücksichtigung 
der Wasserführung, Abwasserinhaltsstoffe und 
-temperatur.

(2) Auf Grund der Vereinbarung stellt der VEB 
Wasserwirtschaft einen Prüfbescheid entsprechend § 3 
Absätze 4 bis 6 aus, der befristet zur Wassernutzung 
und Abwassereinleitung berechtigt.

(3) Kommt eine Vereinbarung nach § 4 Abs. 3 der 
Verordnung nicht zustande, so sind für das einzulei­
tende Verfahren die §§ 2 bis 4 dieser Durchführungs­
bestimmung anzuwenden.

§ 9
Verhältnis zu den Wassergesetzen

(1) Die nach der Verordnung und dieser Durchfüh­
rungsbestimmung zugelassenen Wassernutzungen wer­
den nicht in das Wasserbuch eingetragen.

(2) Die Verfahrensbestimmungen (Verleihung, Geneh­
migung, Erlaubnis) der Wassergesetze finden keine An­
wendung.

§ 10
Gebührenpflicht

(1) Die Bestimmungen des Tarifs vom 9. Dezember 
1948 über die Erhebung von Wassernutzungsentgelten 
(ZVOB1. S. 585) bleiben unberührt.

(2) Für die Prüfung der Projekte nach § 3 werden 
Verwaltungsgebühren nach der Verordnung vom 
28. Oktober 1955 über die staatlichen Verwaltungs­
gebühren (GBl. I S. 787) und der Anordnung Nr. 1 vom 
9. Dezember 1955 über die Verwaltungsgebührentarife 
Q. I. 1 (Sonderdruck Nr. 144 des Gesetzblattes) er­
hoben.

(3) Wasserwirtschaftliche Gutachten werden nach den 
vom Amt für Wasserwirtschaft erteilten Preisbewilli­
gungen in Rechnung gestellt.

§ 11
Zuständigkeitsabgrenzung

Die Verordnung und die zu ihrer Durchführung er­
lassenen Bestimmungen gelten nicht im Zuständig­
keitsbereich des Wasserstraßenhauptamtes Berlin ein­
schließlich der außerhalb von Berlin gelegenen Ab­
schnitte der Dahme-Wasserstraße und der Rüdersdorfer 
Gewässer.

§ 12 
Inkrafttreten

Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Ver­
kündung in Kraft.

Berlin, den 1. Februar 1957
Der Leiter 

des Amtes für Wasserwirtschaft 
Prof. Dr. M u s t e r l e


